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0251-14486-26
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Gefördert durch: 

http://www.einwanderer.net/


Ausbildung, 

Qualifizierung und 

Beschäftigung

von Flüchtlingen



 Der rechtliche Rahmen

 Duldung und Aufenthaltsgestattung.

 Stichwort: Sprache

 Stichwort: Arbeitsmarktzugang

 Stichwort: Praktikum

 Stichwort: Arbeitsförderung

 Stichwort: Ausbildungsduldung

 Stichwort: Ausbildungsförderung

 Stichwort: Wohnsitzauflage

 Stichwort: Niederlassungserlaubnis für 

anerkannte Flüchtlinge

Der Plan.



Ein paar Zahlen
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Anfrage der LINKEN, BT-Drucksache 18/13215 

(6.9.17)
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Anfrage der LINKEN, BT-Drucksache 18/13191 

(31.8.17)
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Anfrage der LINKEN, BT-Drucksache 18/13191 

(31.8.17)



Leistungsansprüche



AsylbLG 

Grundleistungen 

(§ 3 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen 

§ 4 und 6 AsylbLG

AsylbLG 

Analogleistungen 

(§ 2 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen

analog SGB V mit eGK

SGB II (Hartz IV)

Zuständig: Jobcenter

Gesundheitsleistungen

GKV: SGB V mit eGK

Asylverfahren

(Gestattung, BüMA, Ankunftsnachweis) Anerkennung

(Aufenthaltserlaubnis)
Erste 15 Monate Ab 16. Monat

SGB VIII (Anspruch)



Positive 

Asylentscheidungen



Die „Anerkennung“ im Asylverfahren

Asylberechtigung gem. Art. 16a GG 

 AE § 25 Abs. 1 AufenthG

 drei Jahre 

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft gem. § 3 AsylG

 AE § 25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1 AufenthG

 drei Jahre 

Zuerkennung des subsidiären Schutzes gem. § 4 AsylG

 AE § 25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 AufenthG

 ein Jahr, bei Verlängerung für zwei Jahre 

Abschiebungsverbot gem. § 60 Abs. 5 o. 7  AufenthG

 AE § 25 Abs. 3 AufenthG

 Mindestens ein Jahr 



Aufenthaltserlaubnis



Sprachförderung
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Asylsuchende mit 
Gestattung / 
BüMA / AKN

„gute 
Bleibeperspektive“, 
Schutzquote mind. 
50 Prozent

Alle 
anderen

sHKS, Asylantrag vor 
1. September 2015

sHKS, Asylantrag 
ab 1. September 
2015

Wer ist das 
nochmal?

Syrien, Eritrea, Irak, 
Iran, Somalia, wenn 
keine Dublin-
Überstellung droht

Albanien, Bosnien-Herzegowina, Ghana, 
Kosovo, Mazodonien, Montenegro, Senegal 
Serbien

Integrationskurs
(B 1)

ja nein nein nein

Berufsbez.
Sprachkurs 
DeuFöV

Ja
(auch Afghanistan!)

Nein nein nein

ESF-BAMF-Kurs 
(bisher)

Ja Ja Ja nein
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Duldung Alle anderen sHKS, Asylantrag vor 
1. September 2015

sHKS, Asylantrag ab 1. 
September 2015

Wer ist das 
nochmal?

Albanien, Bosnien-Herzegowina, Ghana, Kosovo, 
Mazodonien, Montenegro, Senegal Serbien

Integrationskurs
(B 1)

nur mit 
Ermessensduldung 
nach § 60a Abs. 2 
Satz 3ff AufenthG

nur mit Ermessens-
duldung nach § 60a Abs. 2 
Satz 3ff AufenthG

nur mit Ermessensduldung 
nach § 60a Abs. 2 Satz 3ff 
AufenthG

Berufsbez.
Sprachkurs 
DeuFöV

nur mit 
Ermessensduldung 
nach § 60a Abs. 2 
Satz 3ff AufenthG

nur mit Ermessens-
duldung nach § 60a Abs. 2 
Satz 3ff AufenthG

nur mit Ermessensduldung 
nach § 60a Abs. 2 Satz 3ff 
AufenthG

ESF-BAMF-Kurs 
(bisher)

Ja Ja nein



Arbeitsmarktzugang
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf


22

Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf


ABH

Erlaubnis zur 

Beschäftigung?

Erlaubnis zur 

Beschäftigung!

Zustimmung zur 

Beschäftigung!

BA

Wartefrist von 

3 Monaten und

Zuweisung in die 

Kommune

Zustimmung zur 

Beschäftigung?

Vorrangprüfung
Lohnprüfung

„Zustimmungsfrei“
 immer

• betriebliche Ausbildung, 

• Praktika nach 

§ 22 Abs. 1 MiLoG

• Freiwilligendienste

•

 Nach 4 Jahren Aufenthalt: 

• Jede andere Tätigkeit



Duldung mit 

Arbeitsverbot

Aufenthaltsgestattung 

mit Arbeitsverbot



ABH

Arbeitsverbot während des 

Asylverfahrens 

(§ 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG):

„Einem Ausländer aus einem sicheren 

Herkunftsstaat gemäß § 29a, der nach 

dem 31. August 2015 einen Asylantrag 

gestellt hat, darf während des 

Asylverfahrens die Ausübung einer 

Beschäftigung nicht erlaubt werden.“



ABH

Arbeitsverbot bei Duldung (§ 60a Abs. 6 AufenthG):

„Einem Ausländer, der eine Duldung besitzt, darf die Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit nicht erlaubt werden, wenn

1. er sich in das Inland begeben hat, um Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen,

2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm aus Gründen, die 

er selbst zu vertreten hat, nicht vollzogen werden können oder

3. er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach §

29a des Asylgesetzes ist und sein nach dem 31. August 2015 

gestellter Asylantrag abgelehnt wurde.

Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach Satz 1 Nummer 2 

insbesondere, wenn er das Abschiebungshindernis durch 

eigene Täuschung über seine Identität oder 

Staatsangehörigkeit oder durch eigene falsche Angaben 

selbst herbeiführt.“
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„Sichere Herkunftsstaaten“
Sind ausschließlich:

→ Albanien

→Bosnien

→ Ghana

→ Kosovo

→ Mazedonien

→ Montenegro

→Senegal

→ Serbien
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Arbeitsverbot oder nicht?



31



Praktika



 Ein „Praktikum“ ist normalerweise eine

Beschäftigung, für die eine Erlaubnis der ABH 

und eine Zustimmung der BA (mit Vorrang-

und Lohnprüfung) erforderlich sind.

 Ein Praktikum ist normalerweise 

mindestlohnpflichtig

Stichwort „Praktikum“



Ausnahmen:

 Ohne Erlaubnis der ABH und ohne Zustimmung

der BA möglich, da keine „Beschäftigung“: 

 unbezahlte Praktika im Rahmen des 

allgemeinen Schulbesuchs, 

 Maßnahmen nach

§ 45 SGB III (Aktivierung und berufl. 

Eingliederung)

 „Hospitationen“

 Ehrenamtliche Tätigkeiten

 Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG

Stichwort „Praktikum“



Ausnahmen:

 Ohne Zustimmung der BA, aber mit Erlaubnis der ABH: 

 Praktika gem. § 22 Abs. 1 MiLoG: 

 ausbildungsorientierende Praktika bis drei Monate, (vgl.: 

Arbeitshilfe der BA zu Praktika)

 ausbildungsbegleitende Pflichtpraktika, (z. B auch im

Rahmen eines Anpassungslehrgangs zur Vorbereitung auf 

die Externenprüfung, obligatorische Praxisphase für die 

Anerkennung)

 Freiwillige ausbildungsbegleitende Praktika bis drei Monate

 Praktika im Rahmen von § 54a SGB III 

(Einstiegsqualifizierung), 

 Praktika im Rahmen eines EU-geförderten Programms, z.B. 

ESF (§ 32 i. V. m. § 15 Nr. 2 BeschV)

Stichwort „Praktikum“

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mjc3/~edisp/l6019022dstbai772426.pdf


Arbeitsmarkt

Arbeitshilfe: Zugang zur Beschäftigung mit
Duldung und Aufenthaltsgestattung

Arbeitshilfe: Zugang zu Praktika mit Duldung
und Aufenthaltsgestattung

Neue Arbeitshilfe des Caritasverbandes OS: 
„Rahmenbedingungen von Praktika und 
ähnlichen betrieblichen Tätigkeiten für
Asylsuchende und geduldete
Ausländer/innen“:

http://www.caritas-os.de/zbs-auf/zbs-auf

http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Zugang_zu_Arbeit_mit_Duldung_November_2014.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf


6. Arbeitsförderung?



Für folgende Instrumente besteht keine

ausländerrechtliche Einschränkung.

Auch Personen mit Aufenthaltsgestattung, BüMA und Duldung können 

diese spätestens beanspruchen, wenn sie drei Monate in Deutschland 

leben und einer Kommune zugewiesen sind. Unter bestimmten 

Bedingungen auch schon vorher.

Instrument Zugang 

besteht?

Beratung (§ 29ff SGB III) ja

Vermittlung (§ 35ff SGB III) ja

Förderung a. d. Vermittlungsbudget (§ 44 SGB III) ja

Maßnahmen z. Aktivierung u. berufl. Eingliederung (§ 45 SGB III) ja

Berufliche Weiterbildung (§ 81 SGB III) ja

Einstiegsqualifizierung (§ 54a SGB III) ja

Eingliederungszuschuss ja

Teilh. behinderter Menschen am Arbeitsleben (§ 112ff SGB III) ja



Arbeitshilfe:
Zugang zum Arbeitsmarkt und Leistungen des SGB II 

und III für Migranten/innen (Agentur für Arbeit 

Osnabrück / Caritasverband Osnabrück)

http://esf-netwin.de/wp-content/uploads/2015/04/%C3%9Cbersicht-Zugang-zum-Arbeitsmarkt-und-zu-Leistungen-des-SGB-II-und-III-etc..pdf


Duldung für die 
Ausbildung
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Duldung für die Ausbildung
Es besteht ein Anspruch auf Erteilung und 
Verlängerung einer Duldung für die gesamte Zeit 
einer Berufsausbildung (§ 60a Abs. 1 Satz 4ff 
AufenthG)

wenn qualifizierte Berufsausbildung aufgenommen 
wird oder wurde,

„konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 
nicht bevorstehen“ und

kein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 vorliegt.
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Duldung für die Ausbildung
„Konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung“ 
sind laut Gesetzesbegründung:

Abschiebungstermin ist schon „terminiert“, 
Verfahren zur Dublin-Überstellung „läuft“

Ein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 AufenthG liegt 
nur vor bei

Selbstverschuldetem Abschiebungshindernis,

Registrierung aus „sicheren Herkunftsländern“ ab 
dem 1. September 2015 und abgelehntem 
Asylantrag
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Duldung für die Ausbildung
Das heißt:

Auch Menschen aus „sicheren HKL“ können 
Anspruch auf Ausbildungsduldung haben!

Altersgrenze (21 Jahre) besteht nicht mehr!

Erteilung der Duldung ist Anspruch, nicht 
Ermessen!

Für Studium?



45

Duldung für die Ausbildung
Betrieb ist verpflichtet, i. d. R. innerhalb einer 

Woche den Abbruch oder das Nichtbetreiben der 
Ausbildung schriftlich der ABH mitzuteilen. 
Ansonsten: Bußgeld bis zu 30.000 Euro

Bei Abbruch oder vorzeitiger Beendigung der 
Ausbildung: einmalig Duldung für sechs Monate zur 
Suche einer anderen Ausbildung

Nach erfolgreichem Abschluss: sechs Monate 
Duldung zur Suche einer dem Abschluss 
entsprechenden Beschäftigung
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Der hessische Erlass zur Ausbildungsduldung:
Zum Download hier.

http://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/2017_Ausbildungsduldung-14-Juli-2017-final-1.pdf
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Der hessische Erlass zur Ausbildungsduldung:
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Der hessische Erlass zur Ausbildungsduldung:
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Der hessische Erlass zur Ausbildungsduldung:
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Der hessische Erlass zur Ausbildungsduldung:
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Der hessische Erlass zur Ausbildungsduldung:
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Der hessische Erlass zur Ausbildungsduldung:
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Der hessische Erlass zur Ausbildungsduldung:
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Der hessische Erlass zur Ausbildungsduldung:
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Der hessische Erlass zur Ausbildungsduldung:
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Der hessische Erlass zur Ausbildungsduldung:
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Und nach der Ausbildung?
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Aufenthaltserlaubnis für die Beschäftigung 
nach Ausbildung
Nach erfolgreichem Abschluss einer qualifizierten 
Ausbildung in D.:

Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 18a Abs. 1a AufenthG für eine dem 
Abschluss entsprechende Beschäftigung

BA muss zustimmen (ohne Vorrangprüfung, mit 
Prüfung der Beschäftigungsbedingungen)

Für zwei Jahre, Verlängerung möglich.



Ausbildungsförderung



Beispiel:

F. ist 18 Jahre alt und aus Afghanistan. Er hat eine 

Aufenthaltsgestattung, das heißt sein Asylverfahren läuft 

noch. Er lebt seit knapp zwei Jahren in Deutschland.

Er hat eine Ausbildung als Friseur begonnen. Das 

Ausbildungsentgelt reicht nicht aus, daher hat er BAB 

beantragt. Die Arbeitsagentur schreibt: 

 „Da Sie keine gute Bleibeperspektive haben, lehnen wir 

BAB ab.“

Das Sozialamt schreibt: „Da Sie eine dem Grunde nach 

förderfähige Ausbildung absolvieren, lehnen wir Leistungen 

nach § 2 AsylbLG ab.“
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Ausbildungsförderung BAB 
Bis zum 31. Dezember 2018 besteht für Personen mit 
Gestattung, BüMA, Ankunftsnachweis, wenn 
„rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu 
erwarten ist“ (§ 132 SGB III) Anspruch auf:

BvB (§ 51 SGB III) – nach drei Monaten

AbH (§ 75 SGB III) – nach drei Monaten

ASA (§ 130 SGB III) – nach drei Monaten

BAB (§ 56 SGB III) – nach 15 Monaten

Ausbildungsgeld (§ 122 SGB III) – nach 15 Monaten

BAföG: nein

In den ersten 15 Monaten: AsylblG
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Asylsuchende mit Gestattung  
/ AN

„gute Bleibeperspektive“

Wer ist das nochmal? Syrien, Eritrea, Irak, Iran, Somalia, 
Afghanistan 
(seit 1.7.2017)

Alle anderen

BAB Ja (nach 15 Monaten) Nein

BvB Ja (nach drei Monaten) Nein

BAföG nein Nein

AbH Ja (nach drei Monaten) Nein

ASA Ja (nach drei Monaten) Nein

BaE nein nein
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Ausbildungsförderung BAB 
Bis zum 31. Dezember 2018 besteht für Personen mit 
Duldung (§ 132 SGB III) Anspruch auf:

Unabhängig vom Herkunftsland!

AbH (§ 75 SGB III) – nach zwölf Monaten

ASA (§ 130 SGB III) – nach zwölf Monaten

BvB inkl. BAB und Ausbildungsgeld (§ 51 SGB III) –
nach sechs Jahren

Darüber hinaus besteht während einer 
betrieblichen Ausbildung Anspruch auf 
BAB (§ 59 Abs. 2 SGB III) – nach 15 Monaten

In den ersten 15 Monaten: AsylblG
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Geduldete „gute 
Bleibeperspektiv
e“

sHKS, Asylgesuch vor 
1. September 2015

sHKS, Asylgesuch ab 
1. September 2015

Wer ist das 
nochmal?

Syrien, Eritrea,
Irak, Iran, Somalia

Alle 
anderen

Albanien, Bosnien-Herzegowina, Ghana, Kosovo, 
Mazodonien, Montenegro, Senegal Serbien

BAB Ja (nach 15 
Monaten)

Ja (nach 15 
Monaten)

Ja (nach 15 Monaten) Ja (nach 15 Monaten), 
aber Arbeitsverbot.

BvB Nach sechs 
Jahren

Nach sechs 
Jahren

Nach sechs Jahren Nach sechs Jahren, 
aber Arbeitsverbot.

BAföG Ja, nach 15 
Monaten

Ja, nach 15 
Monaten

Ja, nach 15 Monaten Ja, nach 15 Monaten

AbH Ja (nach 12 
Monaten)

Ja (nach 12 
Monaten)

Ja (nach 12 Monaten) Ja (nach 12 Monaten), 
aber Arbeitsverbot.

ASA Ja (nach 12 
Monaten)

Ja (nach 12 
Monaten)

Ja (nach 12 Monaten) Ja (nach 12 Monaten) 
aber Arbeitsverbot.

BaE nein nein nein nein



In den ersten 15 Monaten: Auch während 

einer Ausbildung / Studium / EQ: AsylbLG-

Grundleistungen nach § 3!

Schreiben des BMAS vom 26. Februar 2016: 

AsylbLG-Grundleistungen auch während 

einer Ausbildung oder einem Studium

http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/Schreiben_BMAS_26.02.16-Leistungsgewaehrung_an_Studenten_nach_AsylbLG.pdf


Ab dem 16. Monat: Leistungsausschluss 

gem. § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB XII.

Härtefallregelung § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB 

XII eröffnet jedoch Ermessen!

„In besonderen Härtefällen können Leistungen 

nach dem Dritten oder Vierten Kapitel als 

Beihilfe oder Darlehen gewährt werden.“





Beispiel:

K. absolviert eine qualifizierte schulische Ausbildung zur 

Sozialasstistentin. Sie ist noch in der Aufenthaltsgestattung 

und hat die syrische Staatsangehörigkeit. Sie fragt, wie sie 

sich während der Ausbildung krankenversichern kann und 

wer die Kosten dafür trägt.



Wohnsitzregelung 
§ 12a AufenthG
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8. Wohnsitzregelung
§ 12a AufenthG

Gilt für Personen mit Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 25 Abs. 1, 2 und 3 sowie § 22 und 23 AufenthG.

Wohnsitzaflage entsteht nicht, wenn die AE nach §§

22, 23, 25 Abs. 3 oder die Anerkennung als 
Flüchtling oder subs. Geschützte vor dem 1. Januar 
2016 erfolgte.

Gilt für drei Jahre, längstens bis 5. August 2022
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8. Wohnsitzregelung
Gesetzliche, automatische Wohnsitzauflage für das 

Bundesland, in das die asylrechtliche Zuweisung oder 
die Aufnahme erfolgte. (Abs. 1) 

Wohnsitzauflage entsteht nicht bzw. muss 
aufgehoben werden: 

bei sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung eines 
Kernfamilienmitglieds mit mind. 15 Wochenstunden 
und 723 (?) Euro Einkommen netto

Berufsausbildung, Berufsvorbereitung, 
Berufsorientierung, Studium, Studienvorbereitung 
(Studienkollegs, studienvorbereitende Sprachkurse)
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8. Wohnsitzregelung
Wohnsitzauflage muss darüber hinaus aufgehoben 

werden, wenn:

Ehegatte, eingetragene Lebenspartner oder 
minderjährige ledige Kinder an einem anderen 
Wohnort leben, auch wenn man nicht 
zusammenziehen will

In Härtefällen (z. B. Kindeswohl, Gewaltschutz, 
Behinderungen, Betreuungsbedarf, Umzug vor dem 
6. August 2016 usw.). Nur diesem Fall darf eine neue 
neue Wohnsitzauflage verhängt werden.
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8. Wohnsitzregelung
„zur Vermeidung einer Härte; eine Härte liegt 

insbesondere vor, wenn 

a)nach Einschätzung des zuständigen Jugendamtes 

Leistungen und Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe 

nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch mit Ortsbezug 

beeinträchtigt würden,

(…)

 c)für den Betroffenen aus sonstigen Gründen 

vergleichbare unzumutbare Einschränkungen entstehen.“
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8. Wohnsitzregelung
Das Bundesland kann über diese landesweite 

Regelung hinaus Wohnsitzauflagen für bestimmte 
Kommunen verhängen oder „Sperrbezirke“ 
festlegen (Abs. 2-4). Es handelt sich um eine 
Ermessensentscheidung, in der die jeweiligen 
Ermessenserwägungen auch individuell dargestellt 
werden müssen. 

In Hessen kommunale Zuweisung nicht möglich für 
Personen, die vor dem 25.8.2017 anerkannt worden 
sind oder denen vor dem 25.8.2017 erstmalig AE 
nach §§ 22, 23, 25 Abs. 3 AufenthG erteilt worden 
ist.



76

8. Wohnsitzregelung:
Eine kommunale Zuweisung darf nur unter folgenden 
Voraussetzungen erfolgen:

1. Zuweisung nach Abs. 2:

→Ziel: Versorgung mit angemessenem Wohnraum, 

→Person lebt noch in EAE oder GU

→Bedingung: Zuweisung darf der „nachhaltigen 
Integration nicht entgegenstehen“ 

→Zuweisung muss innerhalb von sechs Monaten nach 
Anerkennung oder erstmaliger AE-Erteilung 
erfolgen, einmalige Verlängerung der Frist um 
weitere sechs Monate möglich.
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8. Wohnsitzregelung:
2. Zuweisung nach Abs. 3:

→Ziel: Förderung der nachhaltigen Integration, 

→Bedingung: die individuelle Zuweisung erleichtert

»Versorgung mit angemessenem Wohnraum und

»Erwerb von A2-Sprachkenntnissen und

»Aufnahme einer Erwerbstätigkeit.

→Zuweisung muss innerhalb von sechs Monaten nach 
Asyl-Anerkennung oder erstmaliger AE-Erteilung 
erfolgen.
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8. Das Verfahren in Hessen

EAE Gießen

Anerkennung 

ab 25.8.2017 

BR Darmstadt 

bestimmt ein 

zuständiges RP. 

Dieses RP verhängt 

für sechs Monate 

Zuweisung in einen 

Landkreis oder 

kreisfreie Stadt.

Kommunale ABH 

verhängt 

Wohnsitzauflage für 

ihren Bezirk oder 

eine Kommune 

ihres Bezirks. 

sechs Monate

Max. drei Jahre
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8. Das Verfahren in Hessen

Kommune

Anerkennung 

ab 25.8.2017 bzw. 

erstmalige Erteilung 

einer AE §§ 22, 23, 

25 Abs. 3 ab 

25.8.2017.  

Kommunale ABH verhängt 

Wohnsitzauflage für ihren 

Bezirk oder eine Kommune 

ihres Bezirks. 

sechs Monate

Max. drei Jahre



80

8. Wohnsitzregelung
Für Entscheidungen über nachträgliche Aufhebung o. 
Änderung der Wohnsitzauflage ist in Hessen 
zuständig:

Bei geplantem Umzug innerhalb Hessen: die 
kommunale ABH, in deren Bezirk die Person 
umziehen will.

Bei geplantem länderübergreifendem Umzug: die 
bisherige ABH unter Beteiligung der neuen ABH.



81

8. Wohnsitzregelung
§ 36 Abs. 2 SGB II

zuständig für SGB II-Leistungen ist derjenige Träger, 
„in dessen Gebiet die leistungsberechtigte Person 
nach § 12a Abs. 1 bis 3 des Aufenthaltsgesetzes 
ihren Wohnsitz zu nehmen hat.“

§ 23 Abs. 5 SGB XII:
nur Reisebeihilfe nach SGB XII „zu dem Ort im 
Bundesgebiet zu gewähren, an dem der Ausländer 
die Wohnsitznahme begehrt und an dem seine 
Wohnsitznahme zulässig ist.“
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8. Wohnsitzregelung
Das unzuständige Jobcenter muss vorläufige 

Leistungen erbringen für in der Regel sechs 
Wochen (§ 43 SGB I).

Vgl.: Erlass der BA „Loseblattsammlung SGB II“

http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/Loseblatt-Sammlung.pdf
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8. Wohnsitzregelung

Beispiele
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VG Arnsberg, Beschluss vom 09.02.2017 - 9 L 5/17



86

Wohnsitzregelung
Mail aus dem NRW-Innenministerium:

„Wir teilen Ihre Bewertung, dass es weder für die ABH noch für die 

Jobcenter eine rechtliche Handhabe gibt, eine Anmeldung und 

einen Leistungsanspruch mit Verweis auf eine bisher nicht 

ausgesprochene Wohnsitzzuweisung nach der Ausländerwohnsitz-

Verordnung zu verweigern. Solange keine Wohnsitzzuweisung 

ausgesprochen ist, sind anerkannte Schutzberechtigte innerhalb 

des Bundeslandes, in dem sie anerkannt wurden, freizügig und 

dürfen sich in einer Kommune ihrer Wahl niederlassen. Sie sind 

nicht verpflichtet, mit einem eventuell geplanten Umzug zu warten, 

bis sie eine Wohnsitzzuweisung erhalten haben. Liegt die 
Wohnsitzzuweisung allerdings vor, so ist sie verbindlich.“
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Wohnsitzregelung
Das unzuständige Jobcenter muss vorläufige Leistungen 

erbringen für in der Regel sechs Wochen (§ 43 SGB I).

→LSG NRW: Dem Antragsteller obliegt es leistungsrechtlich 

nicht, seinen gewöhnlichen Aufenthalt nach Mecklenburg-

Vorpommern zu verlagern, um dort die örtliche Zuständigkeit 

eines Jobcenters zu begründen. Die entsprechende Annahme 

des Sozialgerichts verkennt, dass § 36 Abs. 2 SGB II nur eine 

Zuständigkeitsbestimmung ist und im Übrigen ein 

Leistungsanspruch auch an Orten bestehen kann, an denen 

sich der Antragsteller der Verpflichtung des § 12a AufenthG

zuwider aufhält."

→ LSG NRW: L 7 AS 2184/16 B ER & L 7 AS 2185/16 B, 

Beschluss vom 12.12.2016 (7. Senat)

http://dejure.org/gesetze/SGB_II/36.html
http://dejure.org/gesetze/AufenthG/12a.html
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=189543
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Wohnsitzregelung

Auch wenn sich ein Jobcenter aufgrund der Wohnsitzregelung 

für nicht zuständig hält, dürfen die Leistungen nicht einfach 

abgelehnt werden, sondern der Antrag muss gemäß § 16 Abs. 2 

SGB I an das zuständige Jobcenter weiter geleitet werden. Es 

müssen durch das zuerst angegangene Jobcenter vorläufige 

Leistungen analog § 43 SGB I erbracht werden, bis das 

zuständige Jobcenter herausgefunden wurde und Leistungen 

erbringt.

 Die Höhe der vorläufigen Leistungen orientiert sich an der 

üblichen Höhe und werden nach Auffassung der Bundesagentur 

für Arbeit normalerweise für sechs Wochen erbracht. Sie 

müssen auch länger erbracht werden, wenn ein Umzug nicht 
möglich ist. (vgl. hier).

http://www.ggua.de/fileadmin/downloads/wohnsitzbeschraenkung/BMAS_umsetzung_wohnsitzzuweisung_weisung____36_sgb_ii-1.pdf
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Das Ehepaar K. wohnt in Hannover und hat eine 
Wohnsitzauflage nach § 12a AufenthG für Niedersachsen. 
Der 17jährige Sohn beginnt nun eine berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahme, für die er jeden Tag nach Minden 
pendeln möchte. Was bedeutet das für die 
Wohnsitzauflage?
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Frau L. und ihr Mann haben Aufenthaltserlaubnisse nach §
25 Abs. 2. Darin steht „Wohnsitznahme beschränkt auf 
Brandenburg. Sie leben schon länger nicht mehr 
zusammen. Frau L. hat nun eine Arbeit in Dortmund 
gefunden und hat die Aufhebung der Wohnsitzauflage 
beantragt. Was bedeutet dies für die Wohnsitzauflage von 
Herrn L.?
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Frau D. hat eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 
AufenthG. In dieser steht: Wohnsitznahme beschränkt auf 
die Stadt Köln. Kann das sein?



Niederlassungserlaubnis 
für anerkannte Flüchtlinge
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Niederlassungserlaubnis für anerkannte 
Flüchtlinge
§ 26 Abs. 3 AufenthG

erst nach fünf Jahren Aufenthaltserlaubnis, wenn

Hinreichende Deutschkenntnisse (A2),

Lebensunterhalt „überwiegend“ gesichert

Ausnahmen bei Krankheit, Behinderung oder aus 
Altersgründen (Renteneintrittsalter)
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Niederlassungserlaubnis für anerkannte 
Flüchtlinge
§ 26 Abs. 3 AufenthG

nach drei Jahren Aufenthaltserlaubnis, wenn

Deutsche Sprache beherrschen (C 1)

Lebensunterhalt „weit überwiegend“ gesichert
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Arbeitshilfen:
Arbeitshilfe: Zugang zur Beschäftigung mit Duldung und 

Aufenthaltsgestattung (August 2016)

Arbeitshilfe: Erfordernis einer Arbeitserlaubnis und einer 

Zustimmung durch die BA bei Praktika für Personen mit 

Aufenthaltsgestattung und Duldung (August 2016)

Übersicht: Duldung für die Ausbildung (August 2016)

Übersicht: Zugang zu Freiwilligendiensten, Arbeitsgelegenheiten 

und Studium für Asylsuchende und Geduldete (August 2016)

Übersicht: Zugang zur Ausbildungsförderung für Asylsuchende 

und Geduldete (August 2016)

Übersicht: Zugang zum Arbeitsmarkt und zur Arbeitsförderung 

für Asylsuchende und Geduldete (August 2016)

Übersicht: Zugang zu Sprachförderung für Asylsuchende und 

Geduldete (August 2016)

http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Zugang_zu_Arbeit_mit_Duldung_November_2014.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/ausbildungsduldung.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Freiwilligendienst__Hospitation__Arbeitsgelegenheiten.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/ausbildungsfoerderung.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/arbeitsfoerderung_und_arbeitserlaubnis.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/sprachfoerderung.pdf

